
ARTIKEL II

Nicht-Anwendung von Rechtssätzen

3. Kein deutscher Rechtssatz, gleichgültig wie und wann erlassen oder 
verkündet, darf durch die Gerichte oder die Verwaltung innerhalb des 
besetzten Gebietes angewendet werden, falls solche Anwendung im 
Einzelfalle Ungerechtigkeit und Ungleichheit verursachen würde, indem 
entweder (a) jemand wegen seiner Beziehungen zur NSDAP, zu deren 
Gliederungen, angeschlossenen Verbänden oder betreuten Organisationen' 
begünstigt wird, oder (b) jemandem wegen seiner Rasse, Staatsangehörig­
keit, seines Glaubensbekenntnisses oder seiner Gegnerschaft zur NSDAP 
und deren Lehren Nachteile zugefügt werden.

» ARTIKEL III

Allgemeine Auslegungsvorschriften

4. Die Auslegung oder Anwendung des deutschen Rechtes nach national­
sozialistischen Grundsätzen, gleichgültig wann und wo dieselben kundge­
macht wurden, ist verboten.

5. Entscheidungen der deutschen Gerichte, deutscher Amtsstellen und 
Beamten, oder juristische Aufsätze, die nationalsozialistische Ziele oder 
Lehren erklärei^pder anwenden, dürfen in Zukunft nicht mehr als Quelle 
für die Auslegung oder Anwendung deutschen Rechtes zitiert oder befolgt 
werden.

6. Deutsches Recht, das nach dem 30. Januar 1933 in Kraft *trS,t und 
in Kraft blftbt, ist so auszulegen und anzuwenden, wie es seinem einfachen 
Wortlaut entspricht. Der Gesetzeszweck und Auslegungen, die in Vor- 
sprüchen oder anderen Erklärungen enthalten sind, bleiben bei der Aus­
legung außer Betracht.

ART^EL IV
«

Beschränkung von Strafen

7. Anklage darf nur erhoben, Urteile dürfen nur verhängt und Strafen 
vollstreckt werden, falls die Tat zur ^eit ihrer Begehung ausdrücklich 
gesetzlich für strafbar erklärt war. Ahndung von strafbaren Handlungen 
unter Anwendung von Analogie oder wegen angeblich „gesunden Volks- 
empfindens“ ist verboten.
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